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Bundesrats-Ausschüsse mit Fehltritt: Neue Vorschläge zum Klimaschutzpro-

gramm bedrohen ausgerechnet den umweltfreundlichen Busverkehr 

Das Klimaschutzprogramm der Bundesregierung droht gegen den öffentlichen Personenverkehr 

mit Bussen gerichtet zu werden: Ausschüsse des Bundesrates empfehlen, dass die Länder ei-

genständig Emissionsstandards bei der Genehmigung von gewerblichen Verkehren zur Perso-

nenbeförderung festlegen können. In der Praxis würde das für Bus-Angebote neue Bürokratie, 

eine Aushebelung des Binnenmarktes und einen Rückfall in die Kleinstaaterei bringen. Diese, 

gegen den öffentlichen Personenverkehr gerichtete, Linie spiegelt sich aktuell auch in neuen Ge-

dankenspielen zur Einführung einer Busmaut.   

 

Berlin, den 5. November 2019 – Der Bundesverband Deutscher Omnibusunternehmer 

(bdo) hat am Dienstag in Berlin vor Rückschritten und einem „Eigentor“ bei den Bemü-

hungen um einen verbesserten Klimaschutz im Verkehrssektor gewarnt. Ausgangspunkt 

für die Beschwerde sind die Empfehlungen der zuständigen Ausschüsse des Bundesra-

tes zum Klimaschutzprogramm der Bundesregierung (BR-Dr. 514/1/19), in denen unter 

Ziffer 15 auch die Forderung zu finden ist, dass die Länder bei der Genehmigung von 

gewerblichen Verkehren zur Personenbeförderung bestimmte Emissionsstandards vor-

geben können sollen. Dieser Bundesrats-Schnellschuss zum Klimaschutzprogramm 

würde in der Praxis ausgerechnet das umweltfreundlichste motorisierte Verkehrsmittel 

schwer belasten. Damit droht die Politik eine falsche Lenkungswirkung zulasten umwelt-

freundlicher Mobilität auf den Weg zu bringen, die letztlich erneut den motorisierten In-

dividualverkehr begünstigt. Gleiches gilt auch für laufenden Diskussionen rund um die 

Reduzierung der Mehrwertsteuer im Schienenfernverkehr. In Hintergrundgesprächen 

wird die vom bdo geforderte Gleichbehandlung von Bus und Bahn wiederholt von bahn-

nahen Interessengruppen an die Einführung einer Busmaut geknüpft. Der Busmittel-

stand weist dies als willkürlich und kontraproduktiv zurück. Es gibt keine wissenschaftli-

chen Belege, die für eine solche Zwangsabgabe für den öffentlichen Personenverkehr 

sprechen.  

 

„Wir brauchen in Deutschland derzeit mehr öffentlichen Personenverkehr mit Bussen 

und Bahnen, wenn wir die Klimaziele der Bundesregierung erreichen wollen“, sagte bdo-

Präsident Karl Hülsmann mit Blick auf die Bedeutung der vorliegenden Vorschläge. 

„Dass vor diesem Hintergrund nun über die Empfehlungen der Ausschüsse des Bundes-

rats eine massive Einschränkung des Busangebots auf den Weg gebracht werden soll, 

ist vollkommen unverständlich. Ein Wirrwarr von unzähligen verschiedenen Emissions-

standards für Busse in Deutschland würde massiv in die ÖPNV-Struktur eingreifen und 

schlicht zu Chaos führen.“ Weiter führte Hülsmann aus: „Im Gelegenheitsverkehr wäre 

das ein Rückfall in Kleinstaaterei und die Aushebelung des Binnenmarktes, wie es die 

Europäische Union gerade nicht wollte und diesen daher einheitlich regelt. Wenn Busu-

nternehmerinnen und Busunternehmer demnächst vor jeder Einfahrt in eine Stadt oder 

eine Region prüfen müssen, welche Umweltstandards dort gerade gelten, dann wird es 

keinen Busverkehr mehr geben können. Auch die offenbar angedachte Einführung einer 

Busmaut würde um 180 Grad in die falsche Richtung führen. Ich möchte einmal sehen, 

wie die Politik es den Bürgerinnen und Bürgern, die nach mehr Klimaschutz verlangen, 

erklärt, dass nun ausgerechnet und einzig das umweltfreundlichste motorisierte Ver-
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kehrsmittel mit neuen Abgaben belastet werden soll, während Autos weiter die Umwelt-

bilanz im Verkehrssektor belasten. Maut und Mehrwertsteuer im Fernverkehr haben zu-

dem nichts miteinander zu tun.“  

 

++++ 

 

Der Bundesverband Deutscher Omnibusunternehmer (bdo) ist der Spitzenverband der deutschen 

Busbranche und vertritt die Interessen der privaten und mittelständischen Unternehmen aus dem 

Bereich Personennahverkehr, Bustouristik und Fernlinienverkehr gegenüber Politik und Öffent-

lichkeit. 

 

Kontakt: Christian Wahl, Referent Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit 

Tel.: 030 / 24089 - 300 | E-Mail: christian.wahl@bdo.org 
 
 
Die EU-Datenschutzgrundverordnung: Hinweis zum Umgang mit Ihren Daten: 
 
Dem Bundesverband Deutscher Omnibusunternehmer (bdo) e.V. ist der Schutz Ihrer Daten ein besonderes 
Anliegen. Mit unseren Newslettern und Veranstaltungshinweisen informieren wir Sie über die Arbeit des Bun-
desverbandes Deutscher Omnibusunternehmer (bdo) e.V. und wichtige Themen des Busgewerbes. Gerne 
möchten wir Sie auch in Zukunft über unsere Aktivitäten auf dem Laufenden halten. 
 
Sofern Sie keine Informationen wie Newsletter und Veranstaltungshinweise mehr von uns erhalten möchten, 
können Sie uns dies selbstverständlich jederzeit ohne Angabe von Gründen per Email an info@bdo.org oder 
auf dem Postweg an bdo e.V., Reinhardtstr. 25, 10117 Berlin mitteilen. Sie werden dann die Informationen nicht 
mehr von uns erhalten.  
 
Fragen zum Umgang des bdo mit Ihren Daten beantworten wir unter info@bdo.org gerne. 
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